
Menschen unterhalb der Armutsgrenze

ANJA PAPENFUSS

Sozialpakt: 22.-24. Tagung des Sachverstän-
digenausschusses – Restriktiverer Umgang
mit Bitten um Aufschub der Berichtsprü-
fung – Bettelkinder und Kinderarbeit –
Weltweit Defizite im Gesundheits- und Woh-
nungswesen

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Anja Pa-
penfuß, Mehr Zeit für soziale Rechte, VN
5/2000 S. 179ff., fort.)

Zum ersten Mal in der Geschichte des Aus-
schusses für wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte (CESCR) hielt das 18-köpfige 
Expertengremium (Zusammensetzung: VN 4/
2000 S. 160) zur Überwachung des gleichnami-
gen internationalen Paktes drei Tagungen für 
jeweils drei Wochen ab statt der bis dahin üb-
lichen zwei Sitzungsrunden. Damit wurde der
wachsenden Arbeitslast Rechnung getragen
und eine Gleichstellung mit dem Menschen-
rechtsausschuß erreicht. Allerdings wurden die
Mittel für diese zusätzliche Tagung von der Ge-
neralversammlung vorläufig nur für die Jahre
2000 und 2001 genehmigt. Außerdem fanden
alle drei Tagungen (22. Tagung: 25.4.-12.5.; 
23. Tagung: 14.8.-1.9.; 24. Tagung: 13.11.-
1.12.2000) in Genf statt und nicht, wie erbe-
ten, eine davon in New York.
Wie es seit einigen Jahren der Brauch ist, sprach
die Hochkommissarin für Menschenrechte am
Eröffnungstag der ersten Tagung. Mary Robin-
son unterstrich die Bedeutung einer engeren 
Zusammenarbeit der verschiedenen UN-Orga-
ne und hob dabei die 1998 getroffene Vereinba-
rung zwischen dem CESCR und dem Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen als bei-
spielhaft hervor. Dies habe dazu geführt, daß
das UNDP öfter an den Treffen des Ausschus-
ses teilnehme und gezielt Informationen über
die behandelten Länder liefere. Wiederum wur-
de jeweils einen Tag lang eine allgemeine Dis-
kussion mit Vertretern von UN-Sonderorgani-
sationen oder nichtstaatlichen Organisationen
(NGOs) geführt. So wurde auf der 24. Tagung
das Recht auf geistiges Eigentum mit Vertretern
der WIPO erörtert.
Der CESCR verabschiedete 2000 die Allgemei-
ne Bemerkung zum Artikel 12 des Paktes (Recht
auf ein Höchstmaß an körperlicher und geistiger
Gesundheit). An dieser Kommentierung arbei-
tete der Ausschuß seit 1993. Sie beschreibt den
normativen Gehalt des Artikels, die Verpflich-
tungen, die daraus für die Vertragsstaaten er-
wachsen und einige Beispiele von Verletzungen
dieser Vorschrift. Die Vertragsstaaten sollen
konkrete Schritte unternehmen, um die volle
Umsetzung des Rechts sicherzustellen; der Zu-
gang zu den Gesundheitsdiensten müsse ohne
Diskriminierung gewährleistet sein. Es sei dar-
über hinaus wichtig, zwischen dem Unwillen
und dem Unvermögen eines Staates, seinen
Verpflichtungen nachzukommen, zu unterschei-
den. Bei Ressourcenknappheit müsse der Staat

nachweisen, daß er alles ihm Mögliche unter-
nommen hat.
Mitte November 2000 gehörten 143 Staaten
dem Pakt an.

22. Tagung

Portugal und Jordanien, zwei der fünf Staaten,
deren Berichte auf der 22. Tagung zur Prüfung
anstanden, sagten kurzfristig ab und baten um
Aufschub (Portugal nicht zuletzt unter Verweis
auf seine EU-Präsidentschaft). Den Bitten wur-
de entsprochen, auch wenn dies den Rückstand
des CESCR bei der Berichtsprüfung weiter ver-
größerte, da kein anderer Bericht ersatzweise
geprüft werden konnte. Gleichzeitig verabschie-
deten die Experten eine Verfahrensregel, die
das Aufschieben von Berichtsprüfungen durch
die Vertragsstaaten nur bei Einhaltung einer an-
gemessenen Frist vor dem anberaumten Termin
gestattet.
Zu den positiven Aspekten beim Erstbericht
Georgiens zählten die Experten die Ratifizie-
rung fast aller Menschenrechtskonventionen
und zahlreicher ILO-Übereinkommen sowie
die Einrichtung der Position eines Ombuds-
man für Menschenrechte. Das Haupthindernis
für die Verwirklichung der wirtschaftlichen, so-
zialen und kulturellen Rechte in Georgien sei
die große Armut, mit der die Regierung kon-
frontiert sei. Der durchschnittliche Mindestlohn
reiche nicht aus, um einen angemessenen Le-
bensstandard zu sichern. Der CESCR stellte fest,
daß Frauen überproportional von der Arbeitslo-
sigkeit betroffen sind und daß sie besonders im
öffentlichen Sektor und im Parlament unterre-
präsentiert sind. Der nationale Aktionsplan, der
darauf abzielt, Benachteiligungen von Frauen
abzubauen, solle umgehend umgesetzt werden.
Das Wissen um reproduktive Gesundheit und
den Gebrauch von Verhütungsmitteln sei in der
Bevölkerung nicht weit verbreitet. Der Aus-
schuß empfahl dem Vertragsstaat, für Maßnah-
men zur Aufklärung der Bevölkerung Beratung
und Hilfe bei UN-Organisationen wie WHO, UN-
AIDS und UNFPA zu suchen. Georgien solle
sich auch ernsthaft des Problems der bettelnden
Kinder annehmen.
Der CESCR begrüßte ein in Italien verabschie-
detes Gesetz, das Ausländer, die sich regel-
mäßig im Lande aufhalten, im Hinblick auf den
Zugang zu staatlich finanzierten Wohnungen
und Wohnungsbaukrediten den Italienern gleich-
stellt. Positiv sei auch die Verabschiedung eines
Gesetzes, das es nunmehr auch den Vätern er-
möglicht, Erziehungsurlaub zu nehmen. Der
Ausschuß begrüßte zwar die Bemühungen der
Regierung, gegen die Organisierte Kriminalität
vorzugehen, zeigte sich aber besorgt über das
Ausmaß an Frauen- und Kinderhandel, sexuel-
lem Mißbrauch von Minderjährigen und Kin-
derpornographie. Italien solle seine Bemühun-
gen, diesen Phänomenen zu begegnen, verstär-
ken. Darüber hinaus solle mehr getan werden,
um die Situation der Roma zu verbessern, etwa
indem die Zeltlager durch preiswerte Häuser er-
setzt werden und der Status dieser Gruppe le-
galisiert wird. Mit Blick auf das Recht auf Ge-
sundheit forderte der CESCR die Regierung
auf, im nächsten Bericht das Problem der Priva-
tisierung der Kosten für Medikamente zur Spra-
che zu bringen und die Ergebnisse des letzten

abgeschlossenen nationalen Gesundheitsplans
aufzuführen. Die staatlich finanzierte Gesund-
heitsfürsorge sollte auch auf Asylbewerber aus-
geweitet werden.
In Ägyptens erstem Bericht an den CESCR wur-
den die Erfolge bei der Umsetzung der im Pakt
anerkannten Rechte benannt. Dazu zählten die
Experten die Fortschritte bei der Verringerung
der Analphabetenrate, für die das Land eine
Auszeichnung des UNICEF erhalten hatte, die
Verabschiedung eines neuen Scheidungsgeset-
zes zugunsten der Frau und die Errichtung eines
Netzwerks von Gesundheitsversorgungszentren
im ganzen Land. Die Experten monierten die
große Diskrepanz zwischen den nationalen Ge-
setzen auf der einen und ihrer praktischen Um-
setzung auf der anderen Seite, besonders im
Hinblick auf den gesellschaftlichen Status der
Frau, ihre Beteiligung am politischen Leben
und auf die Praxis der Genitalverstümmelung.
Gleiches gilt für das Problem der Kinderarbeit.
Der CESCR empfahl der Regierung, alles zu
tun, um Genitalverstümmelungen vollständig zu
unterbinden, und dafür die Unterstützung der
WHO in Anspruch zu nehmen. Das neue Schei-
dungsrecht solle dahingehend überarbeitet wer-
den, daß alle Bestimmungen zum Nachteil der
Frau entfernt werden. Art. 124 des Strafgesetz-
buchs, der Streiks immer noch als strafbares
Delikt einstuft, solle in Einklang mit Art. 8 des
Sozialpakts gebracht werden. Schließlich soll-
ten strengere Arbeitsschutzrichtlinien erlassen
werden, um die Kinder vor Arbeit unter ungün-
stigen Bedingungen schützen.
In Abwesenheit einer Regierungsdelegation
überprüfte der CESCR die Umsetzung des So-
zialpakts in der Republik Kongo anhand von 
Berichten der Sonderorganisationen und von
NGOs. Brazzaville hatte den Sozialpakt 1984
ratifiziert und seitdem keinen Bericht abgelie-
fert. Der Ausschuß zeigte sich erfreut über die
Beendigung der Feindseligkeiten Ende 1999
und brachte seine Hoffnung zum Ausdruck, daß
der Prozeß der nationalen Aussöhnung zu poli-
tischer und sozialer Stabilität führen werde. Er-
freulich sei auch die Ratifizierung zahlreicher
grundlegender Übereinkommen der ILO. Zu-
tiefst besorgt waren die Ausschußmitglieder je-
doch über die Aufhebung der Verfassung im
Oktober 1997 durch Präsident Denis Sassou-
Nguesso, was zu einem Rechtsvakuum geführt
habe und negative Folgen für die Bürger der
Republik Kongo im Hinblick auf den Genuß der
Rechte aus dem Pakt hatte. Das statt dessen ver-
abschiedete Grundgesetz garantiere nicht die
Einhaltung der im Sozialpakt anerkannten Rech-
te. Der Ausschuß war über zahlreiche Mißstän-
de in dem Vertragsstaat besorgt. Große Proble-
me sahen die Experten im Bildungswesen, bei
der Gesundheitsversorgung, bei der Gleichstel-
lung von Frau und Mann und bei der gesell-
schaftlichen Stellung der Pygmäen. Auf Grund
von wirtschaftlichem Mißmanagement und po-
litischer Unruhen sei die Zahl der Einschulun-
gen zurückgegangen, und die Schulen seien in
einem erbärmlichen Zustand. Das Heirats- und
Familienrecht diskriminiere Frauen offen: so
sei Ehebruch für Frauen illegal, für Männer un-
ter Umständen nicht. Häusliche Gewalt sei weit
verbreitet, jedoch werde wenig darüber berich-
tet. Zutiefst betroffen zeigten sich die Experten
auch über das Ausmaß der Aids-Epidemie in
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Kongo; mehr als 80 000 Menschen seien nach
Aussagen von WHO und UNAIDS bereits ge-
storben. Der Ausschuß ermahnte die Regierung,
die genannten Mißstände zu beheben, einen
umfassenden nationalen Aktionsplan zur För-
derung der Menschenrechte mit Hilfe des UNDP
ins Leben zu rufen und so bald wie möglich ei-
nen ausführlichen Bericht über die Umsetzung
des Sozialpakts vorzulegen.

23. Tagung

An Jordaniens zweitem Bericht für den CESCR
hoben die Experten die Ausarbeitung eines na-
tionalen Aktionsplans für die Menschenrechte
hervor. Positiv sei auch die gute Behandlung
der zahlreichen Flüchtlinge, die das Land auf-
genommen habe, und der Beschluß vom März
2000, einen nationalen Menschenrechtsaus-
schuß einzurichten. Unzufrieden waren die Aus-
schußmitglieder über die mangelnde Verbrei-
tung des Wortlauts des Paktes im Lande. Er sei
weder in den Amtsblättern veröffentlicht noch
seien relevante Artikel in die nationale Gesetz-
gebung übernommen worden. Die Tatsache,
daß keine Informationen über Beschwerden
oder Gerichtsverfahren im Hinblick auf die
Rechte aus dem Pakt vorlagen, deute darauf hin,
daß Richter, Rechtsanwälte und die Gesell-
schaft sich der Existenz dieses Vertragswerks
nicht hinreichend bewußt sind. Besorgt waren
die Sachverständigen über die vorherrschen-
den Stereotypen von der Rolle und den Pflich-
ten der Geschlechter. Im bürgerlichen Recht sei
die Frau immer noch häufig benachteiligt, und
Gewalt gegen Frauen bleibe ein schwerwie-
gendes Problem. Der CESCR empfahl Jorda-
nien, alle Diskriminierungen auf Grund des Ge-
schlechts zu verbieten, Vergewaltigung in der
Ehe unter Strafe zu stellen sowie das Recht zur
Bildung freier Gewerkschaften stärker zu beto-
nen.
Den dritten Bericht der Mongolei prüfte der CE-
SCR in Abwesenheit einer Regierungsdelegati-
on. Die Regierung hatte kurz vor der Tagung
um Aufschub gebeten, welcher abgelehnt wur-
de. Damit wandte der Ausschuß eine Regel an,
die er erst auf der 22. Tagung verabschiedet hat-
te. Die Experten begrüßten den nationalen Men-
schenrechts-Aktionsplan, das Bestreben, eine
Menschenrechtsinstitution zu schaffen, und die
fortgesetzte Verabschiedung von Gesetzen, die
die Grundlage für die Umsetzung von Men-
schenrechtsstandards bieten. Besorgt waren die
Mitglieder über die negativen Auswirkungen
des Transformationsprozesses auf große Teile
der Bevölkerung. Ebenso bedauerlich seien die
negativen Folgen vorherrschender traditionel-
ler Werte und Praktiken sowie die Armut von
Frauen und Kindern. Erschüttert zeigten sich
die Experten von Berichten über 30 000 Kin-
der, die angeblich in Höhlen hausen. Besorgnis-
erregend seien auch die wachsende Ernäh-
rungsunsicherheit und der schlechte Gesund-
heitszustand von Teilen der Bevölkerung. Der
Ausschuß stellte fest, daß der Schulbesuch auf
einen Anteil von 72 vH der in Frage kommen-
den Altersgruppe gesunken sei und der Ver-
tragsstaat die Bildungsausgaben seit 1990 ver-
ringert habe. Die Mongolei solle der Diskrimi-
nierung der Frau im Berufsleben entgegenwir-

ken, die gespannte Ernährungslage angehen und
den Menschen in den entlegenen Gegenden des
Landes eine ausreichende Gesundheitsfürsorge
sichern.
Zu den positiven Entwicklungen im von Bür-
gerkrieg und Hungersnöten gezeichneten Sudan
zählten die Experten die Verabschiedung der
neuen Verfassung von 1998, die die grundle-
genden Menschenrechte einschließt, und das
Friedensabkommen für Südsudan von 1997. Sie
begrüßten auch die Bereitschaft der Regierung,
mit dem Büro der Menschenrechts-Hochkom-
missarin zusammenzuarbeiten. Erfreulich sei
auch die Gründung von 26 Universitäten seit
1995. Mit Besorgnis allerdings quittierten die
Sachverständigen die beträchtliche Kluft zwi-
schen den verfassungsmäßig verbrieften Rech-
ten und den vorherrschenden Bräuchen und
Praktiken wie dem Auspeitschen von Frauen
wegen angeblich unzüchtiger Kleidung oder
dem Ausgehverbot für Frauen nach Einbruch
der Dunkelheit. Erschreckend seien auch die
immer noch stattfindenden Entführungen von
Frauen und Kindern. Im nächsten Bericht soll
Sudan statistische Informationen über Armut,
Arbeitslosigkeit und den Status der Gewerk-
schaften aufführen.
An Kirgisistans erstem Bericht für den Aus-
schuß wurde die Schaffung einer dem Präsiden-
ten unterstellten Menschenrechtskommission
und eines vergleichbaren parlamentarischen
Gremiums hervorgehoben. Begrüßt wurden auch
das nationale Frauenförderungsprogramm und
das Programm ›Bildung für alle‹, das mehr als
einem Drittel der Bevölkerung zugute komme.
Nicht überzeugt waren die Experten von der
Unabhängigkeit der Justiz. Der Bericht sage 
leider wenig zur Gewalt gegen Frauen und zum
Frauenhandel aus. Alarmierend seien die hohe
Armutsrate, unter die die Hälfte der Bevölke-
rung falle, und die repressiven Maßnahmen ge-
gen Journalistinnen, die gegen die Benachteili-
gung der Frauen protestiert hatten. Kirgisistan
solle Menschenrechtsverletzer energischer ver-
folgen und das Unterbringungsproblem behe-
ben, um das Recht auf Wohnung sicherzustel-
len. Die Regierung solle ihre Bemühungen, ge-
gen die hauptsächlichen Gesundheitsgefahren
anzugehen, verstärken und die Gesundheitsver-
sorgung verbessern. Besonderes Augenmerk sei
auf die Umsetzung des Rechts auf Bildung zu
legen und dabei vor allem auf die Aus- und
Weiterbildung der Mädchen.
Der CESCR lobte den hohen Lebensstandard in
Australien und die Bemühungen, diesen zu hal-
ten. Positiv seien die Partnerschaft der Regie-
rung mit den Aborigines bei Initiativen für ei-
nen besseren Zugang zu kulturell angemesse-
ner Gesundheitsfürsorge. Trotz vieler Errungen-
schaften befänden sich die Ureinwohner beim
Genuß der wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Rechte im Nachteil gegenüber den ande-
ren Australiern, besonders in den Bereichen Be-
schäftigung, Wohnung, Gesundheit und Bil-
dung. Der CESCR empfahl Australien, sich stär-
ker für eine Aussöhnung mit der indigenen Be-
völkerung einzusetzen. Des weiteren sollten die
Gesetze im Hinblick auf den Arbeitsschutz für
Kurzzeitbeschäftigte und Gelegenheitsarbeiter
verbessert werden; Heimarbeitern solle ein Min-
destlohn und eine angemessene Teilhabe an der
Sozialversicherung garantiert werden. Mieter

sollten vor willkürlichen Mieterhöhungen und
Räumungen geschützt werden.

24. Tagung

Portugals Bemühen, den Empfehlungen des
CESCR zur Gleichstellung der Geschlechter
durch die Verabschiedung eines Gesetzes nach-
zukommen, fand bei dem Gremium hohe Be-
achtung. Positiv seien auch die Maßnahmen der
Vertragspartei zur Unterstützung der jetzt von
den Vereinten Nationen verwalteten ehemali-
gen Kolonie Osttimor auf ihrem Weg in die Un-
abhängigkeit. Mit Besorgnis hielten die Exper-
ten fest, daß in Portugal immer noch ungefähr
ein Fünftel der Bevölkerung unterhalb der Ar-
mutsgrenze lebe und daß noch keine umfassen-
de Studie des Armutsproblems erstellt worden
sei. Als weitere Mißständen wurden benannt:
Fälle von Kinderarbeit; Fälle der Diskriminie-
rung von Roma, Flüchtlingen und Einwande-
rern sowie von Frauen im Hinblick auf Beschäf-
tigung und Bezahlung; Zunahme von Frauen-
handel, Pädophilie und Kinderpornographie;
hohe Schulabbrecherquoten. Der Ausschuß emp-
fahl Portugal unter anderem, mehr dafür zu tun,
daß die Armut verringert wird. Es solle einen
Menschenrechts-Aktionsplan, wie auf der Welt-
menschenrechtskonferenz von 1993 empfohlen,
verabschieden und eine Kultur der Toleranz för-
dern. Die Maßnahmen zum Schutz von Jugend-
lichen vor Drogenabhängigkeit sollten verstärkt
werden.
Der hohe Menschenrechtsstandard und das gün-
stige wirtschaftliche Umfeld in Finnland wur-
den gelobt. Die sinkende Arbeitslosigkeit ins-
gesamt und besonders unter den Jugendlichen
wurde positiv bewertet. Wenig erfreulich sei die
in der Bevölkerung verbreitete rassistische Ein-
stellung gegenüber Minderheiten und Auslän-
dern trotz staatlicher Gegenmaßnahmen. Die Ex-
perten monierten, daß in Finnland kein Min-
destlohn garantiert werde. Im Hinblick auf die
Gewalt gegen Frauen konstatierte der Ausschuß,
daß das Phänomen alarmierende Ausmaße an-
genommen habe. Der CESCR empfahl, Rich-
tern und Rechtsanwälten eine kostenlose Fort-
bildung anzubieten, um sie mit dem Sozialpakt
und den von dem Sachverständigengremium er-
arbeiteten Allgemeinen Bemerkungen vertraut
zu machen. Im nächsten Bericht sollen Informa-
tionen über die Roma und ihre Möglichkeiten,
in den Genuß der wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Rechte zu gelangen, enthalten sein.
Finnland solle ein Gesetz über die Rechte der
(früher als ›Lappen‹ bekannten) Samen ausar-
beiten und das Übereinkommen Nr. 169 der
ILO zum Schutz indigener Gruppen ratifizieren.
Die Lösung der Frage des Landbesitzes von Ge-
meinschaften der Samen solle mit höchster Pri-
orität behandelt werden.
Zu den positiven Aspekten bei der Umsetzung
des Sozialpakts in Belgien zählten die Exper-
ten die im Lande vorherrschende Einstellung
zur Mitbeteiligung der Zivilgesellschaft bei der
Förderung der Rechte. Bezeichnend hierfür sei
die Einladung an einen NGO-Vertreter, sich vor
dem Ausschuß zu äußern. Grundsätzlich kriti-
siert wurde das Fehlen eines nationalen Akti-
onsplans für Menschenrechte und einer unab-
hängigen Menschenrechtsinstitution. Besorgnis-
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erregend sei auch, daß es in Belgien keine Ge-
setze gebe, die Fremdenhaß und Rassismus ver-
böten. Besonders beängstigend seien in diesem
Zusammenhang die Aktivitäten von rechtsradi-
kalen Parteien und ihre wachsende politische
Bedeutung. Die Ausschußmitglieder monierten
auch die tiefe Kluft zwischen Männern und
Frauen mit Blick auf Beschäftigung und Bezah-
lung: Der Anteil der Frauen, die arbeitslos sind,
liege um 60 vH über dem der Männer, und die
Entlohnung der Frauen betrage nur zwischen 
60 und 80 vH von der der Männer. Belgien 
solle effektive Maßnahmen ergreifen, um der
Benachteiligung der Frau entgegenzuwirken. Der
CESCR empfahl des weiteren, wirksame Schrit-
te zur Bekämpfung von Pädophilie, Kinderpor-
nographie, Kinderprostitution und der Gewalt
gegen Kinder zu unternehmen.
Der eigentlich zur Prüfung anstehende Bericht
Jugoslawiens wurde von den Experten nur kurz
besprochen, da die Regierung keine offiziellen
Vertreter entsandt hatte (zwei Angehörige der
Ständigen Vertretung des Landes in Genf saßen
aber unter den Zuhörern). Die Regierung des
Vertragsstaats soll 2002 einen aktualisierten Be-
richt vorlegen; dieser soll auch die Auswirkun-
gen des Luftkriegs der NATO einbeziehen. Der
CESCR empfahl schon einmal die Einrichtung
einer nationalen Menschenrechtsinstitution und
die Einführung der Menschenrechtserziehung
in das Bildungswesen.
Der Ausschuß begrüßte die Initiative des neuen
Königs von Marokko, Mohammed VI., und sei-
ner Regierung zur weiteren Entwicklung einer
Menschenrechtskultur. Die Experten hoben die
Einrichtung eines Menschenrechtsministeriums,
einer nationalen Menschenrechtsinstitution und
die Absicht, das Büro eines Ombudsman einzu-
richten, positiv hervor. Gleichwohl seien in Ma-
rokko noch viele Mißstände bei der Umsetzung
des Sozialpakts zu beanstanden, besonders hin-
sichtlich der Lage von Frauen und Kindern. Der
Ausschuß monierte auch, daß es noch keine Lö-
sung in der Frage der Selbstbestimmung der
Westsahara gebe. Der Mindestlohn reiche für
einen angemessenen Lebensstandard nicht aus;
für Hausangestellte – oftmals Mädchen, die von
ihren Arbeitgebern mißhandelt und ausgebeu-
tet werden – gebe es keinen rechtlich gesicher-
ten Arbeitsschutz. Besorgniserregend seien die
hohe Armutsrate, die hohe Kindersterblichkeit
und die niedrige Einschulungsquote von nur 47
vH der Kinder. Der CESCR empfahl Marokko,
frauendiskriminierende Gesetze abzuschaffen,
das Arbeitsalter für Kinder von 12 auf 15 Jahre
anzuheben und die exzessive Beschränkung des
Streikrechts aufzuheben. �

Gefahren von Amnestieregelungen

ANJA PAPENFUSS

Menschenrechtsausschuß: 68.-70. Tagung –
Rückzug Trinidad und Tobagos vom Indi-
vidualbeschwerdeverfahren – Zivildienst in
manchen Ländern doppelt so lange wie der
Wehrdienst – Straffreiheit für Schwanger-
schaftsabbruch nach Vergewaltigung gefor-
dert – Polygamie nicht paktkonform

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Anja Pa-
penfuß, Fingerabdruck und Iriserkennung, VN
6/2000 S. 205ff., fort. Vgl. auch Eckart Klein /
Friederike Brinkmeier, CCPR und EGMR. Der
Menschenrechtsausschuß der Vereinten Natio-
nen und der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte im Vergleich, VN 1/2001 S. 17ff.)

Auf seinen drei Tagungen des Jahres 2000 in
New York und Genf behandelte der Menschen-
rechtsausschuß (CCPR) insgesamt 13 Staaten-
berichte. Dem Ausschuß (Zusammensetzung:
VN 4/2000 S. 160) obliegt die Überwachung
der Einhaltung des 1976 in Kraft getretenen 
Internationalen Paktes über bürgerliche und
politische Rechte (kurz: Zivilpakt) vermittels
dreier Verfahren: des Berichts-, des Individual-
beschwerde- und des Staatenbeschwerdeverfah-
rens. Im Berichtsverfahren überprüfen die 18
unabhängigen Sachverständigen die von den
bislang 148 Staaten (so der Stand Mitte Novem-
ber 2000), die den Zivilpakt ratifiziert haben, er-
stellten Berichte über die rechtlichen und politi-
schen Schritte zur Umsetzung der im Pakt ent-
haltenen Rechte; sie geben dann abschließende
Stellungnahmen dazu ab, ob diese Maßnahmen
ausreichen, um die Verpflichtungen aus dem
Pakt zu erfüllen. Der CCPR tagte vom 13. bis
31. März in New York (68. Tagung) sowie vom
10. bis 28. Juli (69. Tagung) und vom 16. Okto-
ber bis zum 3. November 2000 (70. Tagung) in
Genf.
Seit der 1977 erfolgten Konstituierung des
CCPR wurden bis zum Beginn seiner 70. Ta-
gung unter dem mit dem I. Fakultativprotokoll
zum Pakt geschaffenen Individualbeschwerde-
verfahren in 268 Fällen Vertrags-, also Men-
schenrechtsverletzungen festgestellt; 181 Be-
schwerden waren noch anhängig. 97 Staaten ha-
ben das Fakultativprotokoll ratifiziert; aller-
dings sieht sich der Ausschuß legitimiert, Be-
schwerden auch gegen zwei weitere Staaten zu
behandeln, nämlich gegen die beiden Vertrags-
parteien, die das Protokoll gekündigt haben.
Voraussetzung ist, daß die Beschwerden vor
dem Wirksamwerden der Kündigungen einge-
reicht wurden. Das betrifft Jamaika, das im
Herbst 1997, sowie Trinidad und Tobago, das
Ende März 2000 gekündigt hatte. Beide Kari-
bikstaaten führen gemeinsam mit Uruguay die
Liste der Länder an, die im Individualbeschwer-
deverfahren am häufigsten vom Ausschuß kri-
tisiert wurden. So waren wie 1999 von den
zahlreichen Beschwerden, die der Ausschuß in
nichtöffentlicher Sitzung auf den drei Tagun-
gen behandelte, zahlreiche gegen Jamaika ge-
richtet. Insgesamt war mehr als die Hälfte der
Beschwerden als zulässig erklärt worden. Die
meisten bezogen sich auf die Artikel 7 (Folter-
verbot), 10 (menschenwürdige Behandlung in
der Haft) sowie 14 (faires Gerichtsverfahren)
des Paktes. Gegen Jamaika wurden zwei Be-
schwerden vorgebracht, die unmenschliche Be-
dingungen in der Haft zum Gegenstand hatten.
In einem Fall saß ein zum Tode Verurteilter acht
Jahre lang in Isolationshaft, ein anderer fünf
Jahre. Beiden Beschwerden wurde stattgege-
ben. Zwei Beschwerden gegen die Länge des
Zivildiensts in Frankreich (er ist doppelt so lan-
ge wie der Militärdienst) wurden vom CCPR
abschlägig beurteilt. Im Durchschnitt dauert ein
Beschwerdeverfahren vor dem Ausschuß von

der Einreichung der Beschwerde bis zur Ver-
kündung der Stellungnahme des CCPR zwi-
schen drei und fünf Jahren.
Eine weitere wichtige Aufgabe des Ausschus-
ses ist die Auslegung der im Pakt enthaltenen
Rechte durch die Verabschiedung sogenannter
Allgemeiner Bemerkungen. Diese sollen den
Vertragsstaaten die Umsetzung der Rechte er-
leichtern. 2000 wurde die Allgemeine Bemer-
kung Nr. 29 über den Art. 4 des Zivilpakts dis-
kutiert, jedoch nicht verabschiedet. Der sieht
die Möglichkeit vor, daß ein Vertragsstaat in
Zeiten eines öffentlichen Notstands Maßnah-
men ergreifen kann, die Verpflichtungen aus
dem Pakt außer Kraft setzen können. Die Ex-
perten waren sich einig, daß diese Regel nicht
auf die Art. 6, 7, 8, 11, 15, 16 und 18 angewandt
werden dürfe (was freilich schon im Pakt steht).
Anläßlich der 2001 im südafrikanischen Dur-
ban stattfindenden Konferenz der Vereinten Na-
tionen gegen den Rassismus begann der CCPR
mit dem Entwurf für eine Allgemeine Bemer-
kung zu Rassismus und Ausländerfeindlichkeit.
Die Allgemeine Bemerkung Nr. 28 zu Art. 3
(rechtliche Gleichstellung von Männern und
Frauen) wurde verabschiedet. Bekräftigt wird
beispielsweise das grundlegende Erfordernis der
Nichtdiskriminierung. Darüber hinaus werden
spezifische aktuelle Probleme angesprochen wie
die Notwendigkeit des Schutzes der Frau bei
bewaffneten Konflikten; weiterhin werden die
Staaten etwa dazu angehalten, Informationen
über möglicherweise für Frauen geltende Klei-
dungsvorschriften vorzulegen.
47 Staaten erkennen das Staatenbeschwerde-
verfahren unter Art. 41 des Paktes an (zwei 
von ihnen hatten ihre Anerkennung befristet:
Deutschland bis zum 10. Mai 2001, die Schweiz
bis zum 18. September 2002). Bisher wurde die-
ses Verfahren von den Staaten aber noch nicht
genutzt. 44 Staaten haben sich mit der Ratifizie-
rung des II. Fakultativprotokolls verpflichtet,
die Todesstrafe abzuschaffen.

68. Tagung

Der zweite periodische Bericht der Republik
Kongo wurde mit sechs Jahren Verspätung ein-
gereicht. Er schildert nach Ansicht der Aus-
schußmitglieder lediglich die gesetzgeberischen
Maßnahmen, nicht jedoch die praktische Um-
setzung der im Zivilpakt aufgeführten Rech-
te. Der CCPR würdigte, daß die Regierung in 
Brazzaville schwere Menschenrechtsverletzun-
gen während des Bürgerkriegs seit 1993/94 ein-
gestand. Bestürzt waren die Experten angesichts
der Zahl der außergerichtlichen Hinrichtungen,
der Praxis des Verschwindenlassens von Perso-
nen und der willkürlichen Verhaftungen wäh-
rend der vorangegangen sieben Jahre durch das
Militär, paramilitärische Kräfte und ausländi-
sche Soldaten. All diese schweren Verbrechen
sollten untersucht und die Täter vor Gericht ge-
stellt werden. Gewalt gegen Frauen, besonders
Vergewaltigungen, die in diesem Zeitraum be-
gangen wurden, und die Fortdauer solcher Ver-
brechen beunruhigten die Experten. Die Regie-
rung solle Maßnahmen ergreifen, um Frauen
besser vor Gewaltakten zu schützen. Im näch-
sten Bericht sollten mehr Zahlen und Fakten
über den Status der Frau in der Gesellschaft 
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